
69. Konferenz 
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

am 10. und 11. März 2005 in Kiel 
 

Entschließung 
 

zur Einführung der elektronischen Gesundheitskarte 
 
Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder begleiten aufmerksam die 
Einführung der elektronischen Gesundheitskarte. Sie weisen darauf hin, dass die über die 
Karte erfolgende Datenverarbeitung nach den gesetzlichen Vorgaben weitgehend auf Grund 
der Einwilligung der Versicherten erfolgen muss. Um die hierfür nötige Akzeptanz bei den 
Versicherten zu erlangen, sind neben den rechtlichen auch die tatsächlichen - technischen wie 
organisatorischen - Voraussetzungen zu schaffen, dass sowohl das Patientengeheimnis als 
auch die Wahlfreiheit bei der Datenspeicherung und -übermittlung gewahrt sind.  
 
Die Versicherten müssen darüber informiert werden, welche Datenverarbeitungsprozesse mit 
der Karte durchgeführt werden können, wer hierfür verantwortlich ist und welche 
Bestimmungsmöglichkeiten sie hierbei haben. Das Zugriffskonzept auf medizinische Daten 
muss technisch so realisiert werden, dass in der Grundeinstellung das Patientengeheimnis 
auch gegenüber und zwischen Angehörigen der Heilberufe umfassend gewahrt bleibt. Die 
Verfügungsbefugnis der Versicherten über ihre Daten, wie sie bereits in den Entschließungen 
zur 47. und 50. Datenschutzkonferenz gefordert wurde, muss durch geeignete Maßnahmen 
sichergestellt werden, um die Vertraulichkeit der konkreten elektronischen 
Kommunikationsbeziehungen unter Kontrolle der Betroffenen entsprechend dem 
gegenwärtigen technischen Stand zu gewährleisten.  
 
Vor der obligatorischen flächendeckenden Einführung der elektronischen Gesundheitskarte 
sind die Verfahren und Komponenten auf ihre Funktionalität, ihre Patientenfreundlichkeit und 
ihre Datenschutzkonformität hin zu erproben und zu prüfen. Die Tests und Pilotversuche 
müssen ergebnisoffen ausgestaltet werden, damit die datenschutzfreundlichste Lösung 
gefunden werden kann. Eine vorzeitige Festlegung auf bestimmte Verfahren sollte deshalb 
unterbleiben.  
 
Für die Bewertung der Gesundheitskarte und der neuen Telematikinfrastruktur können 
unabhängige Gutachten und Zertifizierungen förderlich sein, wie sie ein Datenschutz-
Gütesiegel und ein Datenschutz-Audit vorsehen. Vorgesehene Einführungstermine dürfen 
kein Anlass dafür sein, dass von den bestehenden Datenschutzanforderungen Abstriche 
gemacht werden. 
 


